
 

Bundesvorstand  

Vorsitzende Gertrud Martin, Tel.: 07721/56124, E-Post: bundesvorstand@familienarbeit.org 
stellv. Vorsitzende/r Sabine Mänken, Tel: 01738303577 E-Post: smaenken@familienarbeit.org 

Dr. Johannes Resch, Tel.: 06346/9890628, E-Post: jresch@familienarbeit.org. Web-Seite: www.johannes-resch.de 
Schatzmeisterin Ulrike Rau, Tel.: 07563/2637, E-Post: urau@familienarbeit.org 
Beisitzerin Wiltraud Beckenbach, Tel.: 06356/963445, E-Post: wbeckenbach@familienarbeit.org 
Beisitzerin Ute Steinheber, Tel.: 07051/4810, E-Post: usteinheber@familienarbeit.org 
Beisitzerin Silke Bürger-Kühn, Tel.: 07181/64596, E-Post: sbuergerkuehn@familienarbeit.org 
Beisitzerin                           Jenniffer Ehry-Gissel, E-Post: jehry-gissel@familienarbeit.org 

Geschäftsstelle Gudrun Nack, Tel.: 0761/4002056, E-Post: geschaeftsstelle@familienarbeit.org, Vaubanallee 4, 79100 Freiburg 

Pressestelle E-Post: pressestelle@familienarbeit.org 

Internet http://familienarbeit-heute.de 

Bankverbindung Volksbank Schwarzwald Baar Hegau , IBAN: DE47 6949 0000 0025 4109 04    BIC: GENODE61VS1 
 

 

Verband Familienarbeit e.V. 
Verband zur Förderung der eigenständigen finanziellen 

und sozialen Absicherung häuslicher Eltern- und Pflegearbeit 

                                      
                                      Pressemeldung                            18.03.2019 

 

Abtreibung: Information oder Werbung? – Ein falscher Streit! 
 
Aus Anlass der Novellierung des §219a Strafgesetzbuch im Umgang mit Abtreibungen mahnt 
Gertrud Martin, Vorsitzende des Verband Familienarbeit, zum Umdenken: „Ob diese 
'Lockerung des Werbeverbots' gleichzustellen sei mit einer 'Förderung von 
Schwangerschaftsabbrüchen' ist aus unserer Sicht kein relevanter Streitpunkt. Die empörten 
Lebensschützer/innen haben die halbe Wahrheit im Blick, wenn sie nur den in unserer 
Verfassung garantierten, nicht relativierbaren Schutz auch des ungeborenen Lebens fordern. 
Um das gespaltene Verhältnis der Politik zum Grundgesetz nachvollziehen zu können, sind 
auch die Zumutungen, unter denen ungewollte Kinder und ihre Eltern nach der Geburt oft 
leben müssen, zu thematisieren. Am Beispiel der vielen alleinerziehenden Mütter, die den 
Mut, Ja zu sagen zu ihrem ungeplanten Kind, mit einer oft lebenslangen Stress- und 
Armutskarriere bezahlen, ist offensichtlich: Hier muss der Hebel angesetzt werden. Durch die 
auch finanzielle Anerkennung der elterlichen Erziehungsarbeit wäre ohne Zweifel eine 
signifikante Senkung der Abtreibungszahlen zu erwarten. 
 
Kinder sind unsere Zukunft! Der Aderlass, den unsere Gesellschaft und Wirtschaft durch Ab-
treibungen erfahren, liegt statistisch bei über 100 000 Kindern jährlich, mit unbekannter Dun-
kelziffer. Spätestens seitdem die substanzerhaltende Gebärquote von 2,1 Kindern pro Frau um 
ein Drittel gesunken ist, hätte dem Gesetzgeber klar sein müssen, dass Kinder zu haben nicht 
länger als reine Privatangelegenheit zu behandeln ist. Mit der Vergesellschaftung des Kin-
dernutzens durch unser Sozialsystem ist die e1terliche Kindererziehung zur lohnwerten Dienst-
leistung geworden, die der Staat nicht weiterhin unentgeltlich abfordern darf, wenn deren zu-
nehmende Verweigerung vermieden werden soll. 
 
Das gilt nicht nur angesichts der Rentenversicherung, sondern auch für die gesetzliche Kran-
ken- und Pflegeversicherung, die im Alter wesentlich höhere Kosten verursachen als bei Kin-
dern. Alle umlagefinanzierten Sozialsysteme funktionieren nur, wenn eine ausreichend zahlrei-
che und leistungsfähige nachwachsende Generation verfügbar ist. Es ist beispielsweise nicht ak-
zeptabel, dass Mütter Armutsrenten beziehen, während ihre Kinder vorzugsweise die Renten 
von Anspruchsberechtigten finanzieren müssen, die keine Verantwortung für Kinder zu tragen 
hatten und deshalb uneingeschränkt erwerbstätig sein konnten. 

 


